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A. Einrührung 

Durch das schrittweise Zusammenwachsen des europäischen Wirtschafts-
raumes und infolge der Intensivierung der internationalen wirtschaftlichen 
Beziehungen nehmen Privatrechtsverhältnisse mit Auslandsberührung zu. Ne-
ben internationalen Geschäftsverbindungen sind der Zuzug von Ausländern, 
die Anstellung von ausländischen Arbeitnehmern sowie der Auslandstouris-
mus ursächlich dafür, daß sich die deutschen Gerichte in steigendem Maße 
mit ausländischem Recht beschäftigen1. 

Dem liegen der grenzüberschreitende Austausch von Waren und Dienstlei-
stungen sowie die Freizügigkeit zugrunde, wie sie unter anderem durch die 
Grundfreiheiten des EG-Vertrages gewährleistet werden. Auf Störungen, die 
aus dem grundsätzlich ungesteuerten Nebeneinander der Privatrechtsordnun-
gen resultieren, reagiert die Europäische Union zunehmend mit Harmonisie-
rungsbestrebungen, so daß man zu einem Teil europäischen Privatrechts in 
den Bereichen gelangt, die der Zuständigkeit der Gemeinschaft unterliegen. 
Keinesfalls kann die Einfuhrung partieller Regelungsbereiche aber zu einer 
Ersetzung der nationalen Rechtsordnungen führen. Dies kommt insbesondere 
durch das Subsidiaritätsprinzip deutlich zum Ausdruck2. Die Rechtsanglei-
chung ändert aber ebensowenig das grundsätzliche Nebeneinander der staatli-
chen Rechte. In vielen Fällen bleibt ein Unterschied bestehen, weil den Mit-
gliedstaaten häufig Spielräume und Wahlmöglichkeiten für die inhaltliche 
Gestaltung ihres Rechts gelassen werden3. Infolgedessen verliert die Anwen-
dung nationalen, autonomen Rechts auchangesichtseuropäischer Vereinheit-
lichungstendenzen nicht an Gewicht, sondern besitzt weiterhin eine ungebro-
chene Aktualität. 

1 Denkschrift zum Übereinkommen in BT-Drucks. VII Nr. 992; Bülow/Böckstiegel/ 
Geimer!Schütze- Pirnmg Bd. I AI, S. 380 1; Volken , Rechtshilfe, Kap. 4 Rn. 48; Hel-
ger, DNotZ 1994, S. 88; ders., FamRZ 1995, S. 654; Sommerlad/Schrey, NJW 1991, 
S. 1377; Fastrich, ZZP 97 (1984), S. 423; Otto, FS Firsching, S. 209; ders., 
Jhb.f.ital.R. Bd. 4 (1991 ), S. 139; Ferid, FS Möhring, S. I; Luther, RabelsZ 37 (1973), 
S. 660. 

2 Art. 3 b EG-Vertrag; Jayme!Kohler, IPRax 1992, S. 346, 347; vgl. Küster, S. 1. 
3 Vgl. Art. 189 Abs. 3 EG-Vertrag; Kahler, IPRax 1992, S. 277, 280; Jayme!Kohler, 

IPRax 1992, S. 346, 347. 
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Darüber hinaus hat das deutsche internationale Privatrecht im Jahre 1986 
eine Neuregelung erfahren. Während zuvor weitgehende Möglichkeiten 
mehrfacher Anknüpfung existierten, sind nunmehr Mehrfachanknüpfungen 
nur noch bei Personen mit mehreren Staatsangehörigkeiten möglich. Die Re-
duzierung der Anknüpfungsmomente auf einige Grundtatbestände, wie die 
(gemeinsame) Staatsangehörigkeit, der (gemeinsame) gewöhnliche Aufenthalt 
oder die engste Bindung an einen Staat fuhren desgleichen dazu, daß deutsche 
Gerichte in zunehmendem Maße ausländisches Recht anzuwenden haben 4. 

Mit der wachsenden Anzahl an Auslandsrechtsfallen gewinnt daher die 
Frage an Bedeutung, wie die Feststellung des berufenen ausländischen Rechts 
im inländischen Verfahren zu erfolgen hat. Im Rahmen der Untersuchung 
wird dabei den Unsicherheiten und Schwierigkeiten zu begegnen sein, die sich 
bei der systematischen Einordnung der vielfältigen Erkenntnisquellen in die 
von der Zivilprozeßordnung vorgesehenen Möglichkeiten der Erkenntnisge-
winnung ergeben. Daneben ist zu bedenken, daß die praktizierte Rechtsan-
wendung der allgemeinen Lage einer zunehmenden Auslandsberührung Rech-
nung zu tragen hat. Ein noch so perfektes und differenziertes Verweisungssy-
stem hängt in der Luft, wenn das zur Anwendung bestimmte Recht nicht hin-
reichend ermittelt werden kann5. 

Vor diesem Hintergrund wird es überwiegend als ein vordringliches Ziel 
des IPR verstanden, einen möglichst hohen Grad an internationalem Entschei-
dungseinklang zu erreichen, so daß ein Rechtsstreit bei feststehendem Sach-
recht, unabhängig in welchem Staat er anhängig ist, inhaltlich übereinstim-
mend entschieden wird6. Die umfassende Kenntnis des Auslandsrechts, die ein 
ausländisches Gericht regelmäßig besitzt, wäre sicherlich wünschenswert, 
scheint aber, von Ausnahmen abgesehen, aus praktischen Gründen kaum er-
zielbar zu sein. Dafür fehlen teils die personellen, teils die organisatorischen, 
zumindest die sachlichen Voraussetzungen7• Darüber hinaus wird es dem Tat-
richter zweifellos schwerfallen, eine ausländische Vorschrift im Einklang mit 
der gesamten ausländischen Rechtsordnung auszulegen, wenn ihm diese in ih-
rer Gesamtheit nicht bekannt ist. Ebenso große Schwierigkeiten scheint eine 
gezielte Ermittlung der einschlägigen Vorschrift des ausländischen Rechts oh-

4 Ranke, Praktische Erfahrungen mit den IPR-Gesetzen, S. I25, I4l. 
5 Ferid, FS Möhring, S. I ; Schnyder, Anwendung, S. 2; Jessel-Holst, StAZ I982, 

S. 357. 
6 v.Bar, IPR Bd. I , Rn. 374; Kegel, IPR § I5 ill, S. 365; Schack, IZVR, Rn. 209; 

Kropholler, IPR § 3I 1.2. u. §59 1.; Firschinglv.Hoffmann, IPR, § 3 Rn. I40; Otto, FS 
Firsching, S. 209, 2I4;Müller, Kolloquiwn MPI, S. 66, 68; Kralik, ZtRV I962, S. 75, 
8I ; krit. Broggini, AcP I55 (I956), S. 469, 47I ; Neuhaus, RabeisZ 20 (I955), S. 20I , 
244 f 

7 Otto, IPRax I995, S. 299, 30I ; Fastrich, ZZP 97 (1984), S. 423, 43I f. ; Volken, 
Rechtshilfe, Kap. 4 Rn. 3, S. 140. 
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ne Kenntnis der Rechtssystematik aufzuwerfen8. Aufgabe des Ermittlungsver-
fahrens. muß es dementsprechend sein, dem Gericht die Kenntnisse zu ver-
schaffen, um die einschlägige Problemstellung im ausländischen Recht zu er-
kennen und unter Berücksichtigung des ausländischen Rechtssystems zu lösen. 
Während über den Gegenstand des ausländischen Rechts im Grundsatz Einig-
keit besteht, fehlt es an einer Konkretisierung der daraus resultierenden An-
forderungen an das Verfahren der Ermittlung9 . 

Die Gerichtspraxis beharrt größtenteils auf ihrer Angewohnheit, Sachver-
ständigengutachten im Inland über den Inhalt ausländischen Rechts einzuho-
len10. Erst vor kurzer Zeit stieß die Entscheidung des zweiten Senats des 
BGH11 , nach der die Einholung eines inländischen Institutsgutachten nicht 
ausreichte, um den Nachweis über venezolanische Schiffspfandrechte zu fuh-
ren, auf heftige Reaktionen 12, die zu einer weiteren Auseinandersetzung mit 
den übrigen Erkenntnismitteln anregen. In seinem Urteil hielt der BGH das 
Gutachten zum Nachweis ausländischen Rechts fiir unzureichend, weil es nur 
auf der Auswertung der zur Verfugung stehenden Literatur beruhte, nicht aber 
die ausländische Praxis berücksichtigt hätte. 

Im Anschluß daran drängt sich insbesondere die Frage auf, ob nicht viel-
mehr ausländische Stellen besser geeignet erscheinen, entsprechende Auskünf-
te über ihr Recht zu erteilen. Grenzüberschreitende Sachverhalte fuhren häufig 
zu einer Inanspruchnahme ausländischer Behörden. Eine allgemeine interna-
tionale Rechtshilfe ist notwendigerweise Ausdruck territorial begrenzter Ho-
heitsgewalt. Nicht nur die eigene sowie fremde Gerichtsgewalt, sondern auch 
die damit in der Regel verbundene Rechtskenntnis machen an den Staatsgren-
zen halt; anders die privaten Interessen, deren Schutz der Zivilprozeß dient. 
Für eine angemessene Rechtsverwirklichung bedarf es daher vielfach einer 
internationalen Kooperation, die auch Grundlage des Europäischen Rechts-
auskunftsübereinkommens ist 13• 

8 Fastrich, ZZP 97 (1984), S. 423,428 f.; Broggini, AcP 155 (1956), S. 469, 470. 
9 Fastrich, ZZP 97 ( 1984 ), S. 423, 428; vgl. Geisler, ZZP 91 (1978), S. 176, 190 

U. 192. 
10 Otto, FS Firsching, S. 209, 219 u. 228; Hetger, DNotZ 1994, S. 88; ders. , DRil 

1983, S. 233; Kegel, FS Hübner, S. 504 , 515 f. u. 520; ders., FS Nipperdey, S. 453, 
465; Fastn'ch, ZZP 97 (1984), S. 423, 432; Brendref, MDR 1983, S. 892, 894; ders., 
DRiZ 1983, S. 145; Simits, StAZ 1976, S. 6, 7; Jayme, StAZ 1976, S. 358, 360; Schüt-
ze, DIZPR, S. 118. 

11 BGHNJW 1991,1418 =NJW-RR 1991,1211. 
12 Samt/eben, NJW 1992, S. 3057, 3059 f. ; Sommerlad, RIW 1991, S. 856; Kronke, 

IPRax 1992, S. 303; 304: Thode, WuB VII A. § 293 ZPO 2.91, S. 929, 931 ; Schütze, 
EWS 1991, S. 372, 373; Hanisch, IPRax 1993, S. 69, 72. 

13 Volken , Rechtshilfe, Kap. 4 Rn. 26 f.: Schack, IZVR, Rn. 168 ff. 
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